Drucksache 7/1409 

12. 12. 73 

Sachgebiet 912 

Antwort 

der Bundesregierung 

auf die Kieine Anfrage der Abgeordneten Lemmrich, Dr. Jobst, Dr. Jenninger, Niegei, 
Or. Waffenschmidt, Schuite (Schwäbisch Gmünd), Dr. Kunz (Weiden), Dr. Waigei, 
Spranger, Dr. Fuchs, Engeisberger, Dr. Zimmermann, Miiz, Seiters, Dr. Ritz und 
Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/1196 - 

betr. Bundesfernstraßenbau 


Deutscher Bundestag 
7. Wahiperiode 


Der Bundesminister für Verkehr hat mit Schreiben 
vom ll. Dezember 1973 - StB 1/20.70.50/1099 Vms 
73 II - die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet; 


1. Wann erfolgt die UniSLeiiung des ersten Fünf- 
jahresplanes auf die neuen straßenbaupoliti- 
schen Ziele der Bundesregierung, die einen 
ungebrochenen Fortgang des Bundesfernstra- 
ßenbaues in den ländlichen Räumen vorsieht? 

Die neuen verkehrspolitischen Ziele sind, wie das 
Kursbuch für die Verkehrspolitik ausweist, mittel- 
und zum Teil langfristiger Natur. Das heißt, daß auf 
jeden Fall laufende Bauvorhaben weitergeführt wer- 
den. Eine Umstellung des Fünfjahresplanes 1971 bis 
1975 im jetzt zu Ende gehenden dritten Baujahr ist 
nicht beabsichtigt. 


2. Welche Maßnahmen im einzelnen werden von 
der Reduzierung des Bundesfernstraßenbaues 
in den Ballungsräumen betroffen, nachdem die 
finanziellen Kürzungen bereits in den Jahren 
1972, 1973 und nunmehr 1974 mit einer Kür- 
zung von 1,1 Mrd. DM vorgenommen worden 
sind? 

Die meisten Maßnahmen des Bundesfernstraßen- 


baues, die die Ballungsräume - rd. 7 v. H. der Fläche 
des Bundesgebietes - berühren, erstrecken sich 
gleichzeitig auch auf außerhalb liegende, aber nicht 
als strukturschwach zu bezeichnende Gebiete. Es 
wären äußerst aufwendige und zeitraubende Er- 
hebungen notwendig, um festzustellen, auf welche 
Maßnahmen im einzelnen sich die finanziellen Ein- 
schränkungen in den Ballungsräumen auswirken. In 
der nachfolgenden Liste konnte dies nicht ge- 
schehen. 

Im übrigen ist auf folgendes hinzuweisen: 

Eingriffe in laufende Programme können nur behut- 
sam und allmählich erfolgen. Begonnene Maßnah- 
men sollten - unabhängig von dem Gebiet, in dem 
sie liegen - möglichst planmäßig zu Ende geführt 
werden, um Investitionsruinen zu vermeiden. Es 
muß daher angestrebt werden, die notwendigen 
Einsparungen zunächst durch Unterlassen des Bau- 
beginns bei neuen Maßnahmen zu erwirtschaften. 
Dies wird künftig zunehmend in Verdichtungsräu- 
men geschehen, zumal dort ohnehin zunehmende 
planerische Schwierigkeiten auftreten. 

In den Ballungsräumen und an ihrem Rand sind von 
den finanziellen Einschränkungen im wesentlichen 
betroffen: 


Tit. 

Lfd. Nr. 

B/BAB 

Bezeichnung 

1 

2 : ^ 

3 " 

~ ~4 

760 21 

291 

B 6 

Größerer Ausbau und Neubau von Bundesstraßen über 2,5 Mio DM 
Gesamtkosten 

Verlegung bei Ffannover - Waldheim 


300 

B 443 

Verlegung bei Rethen/Leine 


321 

B 243 

Verlegung bei Ochtersum 


324 

B 444 

Verlegung westl. Peine 


352 

B 70/214 

Verlegung bei hingen 


555 

B 42 

Lahnstein bis Braubach 
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1 

256 
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B 
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40 

215 

1 B 
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5 

226 b 

B 

202 


i 

i 
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Bezeichnung 

T 


Rülzheim bis Wörth 

Neubau von Bundesautobahnen 
(bis 1973 mit Finanzierungsbeiträgen der öffa) 
BAB-Zweig Nürnberg bis Feucht 
Frankfurt/Main bis Fulda 

Dortmund bis Gießen 

Düsseldorf bis Dortmund 
Wuppertal bis Münster 

Kreuz Hamburg-Ost bis Schwarzenbek (B 207) 

Neubau von Bundesautobahnen 
BAB-AS Stuttgart-N bis Stuttgart-Zuffenhausen 
Eßlingen bis Geislingen 
Gärtingen bis Stuttgart-Vaihingen 
Fellbach bis Winnenden bzw. Großheppach 
Querspange Osterath bis Krefeld-Fischeln 
Krefeld bis Kaldenhausen (Nordtangente Krefeld) 
Neersen bis Krefeld 

4-spuriger Ausbau Lintorf bis Duisburg-Serm 

Wesel bis Dinslaken 

Dinslaken bis Duisburg 

Essen bis Gladbeck 

Bonn (Reuterbrücke) bis Mehlem 

Leverkusen bis Dünnwald 

BAB-Dreieck Köln-Ost bis Porz-Gremberghoven 
Menden bis Bad Honnef 

Lünen bis Schwerte (Osttangente Dortmund) 
Brackwede bis Bielefeld 

Ausbau Ortsumgehung Herford auf vier Spuren 

Essen bis Gelsenkirchen-Buer 

Gelsenkirchen-Buer bis Gelsenkirchen-Hassel 

Rheinbrücke Neuwied 

Umgehung Nackenheim 

Umgehung Wörth 

Limburgerhof 

Mainz bis Nieder-Olm 

Ostspange Saarbrücken 

Französische Grenze bis Saarbrücken 

Hamburg bis Elmshorn 

Kiel-Russee bis BAB-Kreuz Kiel-West 


3. Wie groß sind die Investitionsmittel, die erfor- 
derlich sind, um nach dem derzeitigen Preis- 
stand die erste Dringlichkeitsstufe des Be- 
darfsplanes für den Ausbau der Bundesfern- 
straßen 1971 bis 1985 zu verwirklichen? 

Nach dem derzeitigen Preisstand sind rd. 85 Mrd. 
DM Investitionsmittel erforderlich, um die 1. Dring- j 
lichkeitsstufe des Bedarfsplanes zu erfüllen. Davon | 
wurden in den Jahren 1971 und 1972 bereits rd. 


9 Mrd. DM investiert, so daß auf den Zeitraum 1973 
bis 1985 für die Erfüllung der 1. Dringlichkeitsstufe 
ein Bedarf von 76 Mrd. DM entfällt. 


4. a) Bis zu welchem Zeitpunkt kann jetzt noch 
nach den Plänen der Bundesregierung die 
erste Dringlichkeitsstufe des Bedarfsplanes 
für den Ausbau der Bundesfernstraßen 1971 
bis 1985 realisiert werden? 
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b) Um wie viele Jahre wird sich die Fertig- 
stellung der Maßnahmen erster Dringlich- 
keit infolge der Preissteigerungen und in- 
folge der Kürzungen der Straßenbaumittel 
verzögern? 

a) Nach dem Bundesverkehrswegeplan 1. Stufe 
(Drucksache 7/1045) strebt die Bundesregierung 
an, bis 1985 die 1. Dringlichkeitsstufe des Be- 
darfsplanes zu realisieren. 

b) Das Ausmaß von Preissteigerungen in den Jah- 
ren 1973 bis 1985 kann nicht vorausgesagt 
werden. 

Kürzungen gegenüber früheren Ansätzen sind 
bislang lediglich im Rahmen der mittelfristigen 
Finanzplanung des Bundes vorgenommen wor- 
den. Die dabei zugunsten des öffentlichen Nah- 
verkehrs vorgenommenen Kürzungen ändern 
nichts an der in der Antwort zu Frage 4 a) ent- 
haltenen Zielsetzung. 


5. Welcher Anteil der zweiten Dringlichkeits- 
stufe des Bedarfsplanes soll nach den Plänen 
der Bundesregierung bis 1985 realisiert 
werden? 


I Sachzusammenhangs ein längerer Ausbauabschnitt 
I einer freien Strecke mit einer oder mehreren Orts- 
I Umgehungen zusammen veranschlagt, auch wenn 
i zunächst nur eine vordringliche Ortsumgehung ge- 
I baut werden soll. Insofern sind die in der Frage an- 
I gesprochenen Überhänge (im Straßenbauplan in der 
I Spalte „Vorbehalten bleiben" ausgewiesen) und 
j eine daraus abgeleitete Zeitdauer für die Restfinan- 
i zierung kein zuverlässiger Maßstab zur Beurteilung 
der straßenbaupolitischen Situation. Aus den ge- 
nannten Gründen ist es auch verständlich, daß die 
I zur Finanzierung der Vorbehaltsbeträge erforder- 
liche Zeit von Land zu Land z. T. stark schwankt. 

; Die erfragten und nachstehend aufgeführten Daten 
i lassen unter den genannten Umständen nur bedingt 
! und bestenfalls hinsichtlich der Größenordnung des 
I Finanzbedarfs für die Fertigstellung der laufenden 
j Maßnahmen und der für die Restfinanzierung er- 
I forderlichen Zeit rohe Rückschlüsse zu. 

Bei der Ermittlung wurden als begonnen alle Maß- 
nahmen erfaßt, für die 1974 Bauausgaben vorge- 
sehen sind. Die für die Restfinanzierung erforder- 
liche Zeit (theoretische Abwicklungsdauer) ist unter 
: der Annahme gleichbleibender Titelansätze entspre- 
; chend den Ansätzen im Entwurf des Straßenbau- 
; plans 1974 ermittelt. 


Der Bundesverkehrswegeplan 1. Stufe sieht vor, daß 
nur einzelne ausgewählte Maßnahmen der 2. Dring- 
lichkeit bis 1985 realisiert werden. 


6. a) Wie groß ist jetzt - nach Kürzung der 
Mittel für den Bundesfernstraßenbau - der 
noch zu finanzierende Überhang aus den 
im Haushalt im einzelnen ausgewiesenen 
begonnenen Maßnahmen 
aa) bei Kennzahl 1263, 
bb) bei Kennzahl 1264, 
cc) bei Kennzahl 1021? 

b) Wie viele Jahre werden zur Restfinanzie- 
rung der laufenden Maßnahmen obenge- 
nannter Kennzahlen benötigt, und gibt es 
hier große Unterschiede in den einzelnen 
Ländern? 


Aus haushaitstechnischen Gründen umfassen die 
Veranschlagungseinheiten im Bundesfernstraßen- 
bau häufig größere Abschnitte. Bei den Gesamt- 
kosten werden dabei oft auch Kosten für Teilmaß- 
nahmen miterfaßt, die zur Verwirklichung noch 
nicht unmittelbar anstehen. Z. B. wird wegen des 


7. a) Wie viele der im ersten Fünfjahresplan 
eingestellten Projekte der Kennzahl 1263, 
1264 und 1021 werden auf Grund der Kür- 
zungen jetzt nicht plangemäß bis Ende 1975 
beginnen können? 

b) Wie hoch sind die Gesamtkosten der unter 
7. a) genannten Maßnahmen? 


I Die Frage, wieviel der im 1. Fünfjahresplan zum 
i Baubeginn vorgesehenen Maßnahmen einzelner 
I Kennzahlen auf Grund der Kürzungen nicht plan- 
' mäßig begonnen werden können, läßt sich in der 
! gestellten Form nicht beantworten. Soweit nämlich 
finanzielle Ursachen - und nicht, wie in zahlreichen 
Fällen planerische und rechtliche Schwierigkeiten - 
für die Verzögerung beim Beginn eines bestimmten 
Projekts, maßgebend sind, handelt es sich neben Kür- 
zungen im wesentlichen um den Einfluß von Preis- 
steigerungen. Darüber hinaus ist zu beachten, daß 
zur Beschleunigung dringlicher laufender Maßnah- 
men, z. T. auch zugunsten anderer Titel, Mittelver- 
lagerungen durchgeführt wurden. Eine Aussage dar- 
über, ob und ggf. in welchem Umfang die eine oder 
andere finanzielle Ursache Anlaß für die Verschie- 
bung des Baubeginns im Einzelfall ist, ist unter den 
gegebenen Umständen nicht möglich. In der nach- 


Kennzahl 

Gegenstand 

Titelansatz 

1974 

Überhang 

Theoretische 

Abwicklungs- 


. 

Mio DM 

Mio DM 

dauer / Jahre 

1263 

Neubau von Bundesautobahnen 

(bis 1973 mit Finanzierungsbeitrag der 

öffa) 

1 782” ' 

14353 

8,1 

1264 

1 Neubau von Bundesautobahnen 

649 

11 097 

17,1 

1021 

Aus- und Neubau von Bundesstraßen 

440 

5 928 

13,5 
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stehenden Übersicht konnten deshalb die aus den 
verschiedenen finanziellen Einflüssen bedingten 
Auswirkungen auf die nach dem 1. Fünf jahresplan 
neu zu beginnenden Maßnahmen nur global zu- 
sammengefaßt werden. 

Maßnahmen, die sich um mehr als 1 Jahr verzögert 
haben, sind dabei nur in dem Jahr erfaßt, in dem sie 
nach dem 1. Fünfjahresplan anlaufen sollten. 

Da die bis einschließlich 1972 aus finanziellen Grün- 
den eingetretenen Verzögerungen ausschließlich 
durch die seit der Veranschlagung des 1. Fünfjahres- 
plans (1. Januar 1970) eingetretenen Preissteige- 
rungen bedingt sind, ist die Übersicht auf die Jahre 
1973 bis 1975 beschränkt. Sieht man von den Ver- 
schiebungen, die sich durch Mittelverlagerungen 
zwischen den einzelnen Titeln ergeben haben ab, so 
läßt sich näherungsweise sagen, daß bei den in der 
Tabelle aufgeführten Verzögerungen im Jahr 1973 
der Einfluß der seit 1970 eingetretenen Baupreis- 
steigerungen überwog und ab 1974 der Einfluß der 
Kürzungen etwas höher ist als der der Preis- 
steigerungen. 

Die in der Frage angesprochenen Gesamtkosten der 
Maßnahmen, bei denen sich der Baubeginn gegen- 
über dem 1. Fünf jahresplan verzögert hat, sind kein 
Maßstab zur Beurteilung des Einflusses der Kürzun- 
gen, weil die meisten Maßnahmen mit verhältnis- 
mäßig kleinen Beträgen anlaufen. Als Kriterium 
könnten allenfalls die im 1. Fünf jahresplan vorge- 
sehenen aber unterbliebenen Ausgabe-Ansätze 
herangezogen werden. 


Wicklung ab. Dies zeigt folgende vereinfachte Be- 
trachtung: Unter der Annahme einer jährlichen 
Steigerung der Lohnkosten von 5 v. H. und einem 
Lohnanteil von 60 v. H. sowie einem Längenzu- 
wachs von 100 km/Jahr bei den Bundesstraßen und 
300 km/Jahr bei den Bundesautobahnen steigt der 
Mittelbedarf für Unterhaltung und Instandsetzung 
(einschließlich Neu- und Ersatzbeschaffung von 
Kraftfahrzeugen und Geräten) 

von rd. 500 Mio DM im Jahr 1974 
auf rd. 850 Mio DM im Jahr 1985, 

bei einer Lohnkostensteigerung von 10 v. H., sonst 
I aber gleichen Annahmen dagegen 

von rd. 500 Mio DM im Jahr 1974 
auf rd. 1170 Mio DM im Jahr 1985. 

I Da die Lohnentwicklung für einen so langen Zeit- 
; raum unmöglich vorauszusehen ist, wird davon ab- 
I gesehen, einen auf unsicheren Grundlagen basie- 
: renden Gesamtbetrag und einzelne Jahresbeträge 
I bis 1985 anzugeben. 


9. Nachdem die Bundesregierung der Straßen- 
verkehrssicherheit besonderes Augenmerk zu- 
wenden will und dies von Straßenbreite, Stra- 
ßenoberfläche und Ausstattung mit Gehwegen 
in Ortsdurchfahrten abhängig ist, fragen wir: 

a) Wie viele Kilometer Bundesstraßen haben 
eine Breite von 


Baubeginn nach dem 1. Fünfjahresplan vorgesehen, 
wegen fehlender Mittel aber nicht möglich 

1973 ; 1974 1975 


Kennzahl 

Gegenstand 

i ... 

Anzahl 

der 

Maßnahmen 

Gesamt- 

kosten 

der 

Maß- 
nahmen 
(Mio DM) 
nach Sp. 3 

Anzahl i 
der ; 

Maßnahmen 

_i 

Gesamt- ■ 
kosten ; 
der 

Maß- 
nahmen 
(Mio DM) 
nach Sp. 5 

Anzahl 
der ' 

Maßnahmen ■ 

i 

Gesamt- 
kosten 
der 
Maßn. 
(Mio DM) 
nach Sp. 7 

J ___ J 

2 

3 

4 

5 

6 ; 

7 

8 

1263 

Neubau von Bundes- 
autobahnen (bis 1973 
mit Finanzierungs- 
beiträgen der öffa) 

' 5 1 

975 

1 

1 

66 

2 

203 

1264 

Neubau von Bundes- 
autobahnen 

4 

198 

1 

85 

1 

97 

1021 

Ausbau und Neubau 
von Bundesstraßen 

22 

341 

20 

230 

18 

1 

235 


8. Welche Mittel sind bis 1985 für den Unterhalt 
und die Instandsetzung der Bundesfernstraßen 
erforderlich, insgesamt und nach Jahren? 

Die Aufwendungen für die Unterhaltung und In- 
standsetzung der Bundesfernstraßen hängen neben 
der Länge des Straßennetzes wegen ihres hohen 
Lohnanteils vor allem von der künftigen Lohnent- 


aa) unter 6,0 m, 
bb) 6,0 m bis 7,0 m, 
cc) 7,0 m bis 8,0 m, 
dd) über 8,0 m? 

b) Wie viele Kilometer Bundesstraßen haben 
einen frostsicheren Unterbau, und wie viele 
Kilometer haben einen frostgefährdeten 
Unterbau? 
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c) aa) Wie viele Kilometer Bundesstraßen 
sind Ortsdurchfahrten? 
bb) Wie viele Kilometer sind davon ohne 
Gehwege? 

cc) Wie viele Kilometer Ortsdurchfahrten 
haben einseitige Gehwege? 
dd) Wie viele Kilometer Ortsdurchfahrten 
haben beiderseitige Gehwege? 

a) Nach der neuesten verfügbaren Straßenstatistik 
vom 1. Januar 1971 beträgt die Fahrbahnbreite 
auf 

3 282 km Bundestraßen unter 6,0 m 

10 749 km Bundesstraßen von 6,0 bis 7,0 m 
14 070 km Bundesstraßen von 7,0 m bis 9,0 m 

4 364 km Bundesstraßen über 9,0 m. 

b) Am 1. Januar 1971 haben im Bundesstraßennetz 
18 367 km einen frostgefährdeten Unterbau. Die 
übrigen 14 098 km haben einen frostsicheren 
Unterbau. 

c) Am 1. Januar 1971 waren im Zuge des Bundes- 
straßennetzes vorhanden: 

7 218 km Ortsdurchfahrten 
davon haben 

2 849 km keine Gehwege, 

2 205 km einseitige Gehwege, 

4 369 km beiderseitige Gehwege. 

In den vorstehenden Zahlen für ein- und beider- 
seitige Gehwege sind auch die Längen der Geh- 
wege an freien Strecken der Bundesstraßen ent- 
halten. Dieser genaue Anteil ist nicht statistisch 
erfaßt. Er kann mit etwa ein Drittel angenom- 
men werden. 


10. Welche Rationalisierungsmöglichkeiten sieht 
die Bundesregierung im einzelnen bei Bau und 
Planung von Bundesfernstraßen? 

Die Rationalisierung im Bundesfernstraßenbau ist 
eine permanente Aufgabe und besteht in der folge- 
richtigen Anwendung neuer verkehrstechnischer 
und bautechnischer Erkenntnisse mit dem Ziel, die 
Bundesfernstraßen mit ausgewogener wirtschaft- 
licher Wirkung zu planen, zu entwerfen und zu 
bauen. 

In der Planung der Bundesfernstraßen ist durch den 
„Ausbauplan für die Bundesfernstraßen in den Jah- 
ren 1971 bis 1985" mit den Festlegungen des Stra- 
ßenbaubedarfs und der Reihenfolge der Befriedi- 
gung des Bedarfs (Dringlichkeiten) eine bei den der- 
zeitigen Verhältnissen optimale Investitionsplanung 
möglich (Bedarfsplan und mittelfristiger Finanzplan). 
Die Entwicklung verbesserter Planungsmethoden ist 
im Gange. Sie finden bei der Fortschreibung des 
Bedarfsplans Verwendung. 

Darüber hinaus wird die Entscheidung über den 
Verlauf neuer Straßen in zunehmendem Maße durch 
Kosten-Nutzenrechnungen bestimmt. 

Beim Entwurf einzelner Bundesfernstraßen dienen 
der Rationalisierung Entwurfsrichtlinien, die lau- 
fend der technischen Entwicklung angepaßt werden. 
Sie bewirken, daß beim Bau von Bundesfernstraßen 
einheitlich im gesamten Bundesgebiet Straßen nach 
gleichen technischen Maßstäben entworfen werden. 


Hier sind insbesondere die Richtlinien für die 
Linienführung, für die Querschnitte und die Knoten- 
punkte zu nennen. 

Der Rationalisierung dient ebenfalls die Anwen- 
dung der Datenverarbeitung im Straßenentwurf. Sie 
erweist sich zunehmend als ein bedeutsames Hilfs- 
mittel für die Optimierung von Entwürfen. 

In der Baudurchführung mindern vor allem Verein- 
heitlichungen im Fahrbahndeckenbau (z. B. Beton- 
decke oder bituminöse Decke über die gesamte 
Querschnittsbreite der Straße) und im Brückenbau 
(Vereinheitlichung der Hauptabmessungen, Typisie- 
rung von Bauwerkseinzelteilen und Brückenquer- 
schnitten) den Arbeitsaufwand. Einen wesentlichen 
Beitrag hierzu liefert gleichfalls die einheitliche 
Beschreibung der Straßenbauleistungen im „Stan- 
dardleistungskatalog", der in Kürze für die Ver- 
gabe aller Arbeiten im Bundesfernstraßenbau ver- 
bindlich sein wird. 

Außerdem wird durch eine starke Konzentration 
der Investitionsmittel auf bestimmte vordringliche 
Strecken erreicht, einmal begonnene Investitionen 
schneller für den Verkehrsteilnehmer nutzbar zu 
machen. Zur Zeit laufen Untersuchungen über Bau- 
kosten, Bauzeit und Umfang der Bauarbeiten mit 
dem Ziel, hierzu Kriterien für den optimalen Einsatz 
der finanziellen Mittel zu finden. 


11. Wie hoch belaufen sich die Ausgaben für 
Lärmschutzmaßnahmen an Bundesfernstraßen 
in den Jahren 1971, 1972, 1973, 1974 und 1975? 

Die Straßenbauverwaltungen sind gehalten, schon 
bei der Planung jede Möglichkeit auszunutzen, die 
zu einer Minderung der Lärmbelästigung der An- 
wohner führen kann. Hierzu gehören beispielsweise 

— die Verlegung einer Straßentrasse in ein weniger 
lärmempfindliches Gebiet, 

— die Verlegung einer Trasse in einem Einschnitt, 

— die Verminderung von Steigungen. 

Maßnahmen dieser Art werden üblicherweise schon 
im Rahmen der Planaufstellung berücksichtigt. Die 
hierdurch bedingten Ausgaben sind in den Bau- 
kosten enthalten und werden nicht besonders aus- 
gewiesen. 

Weitergehende passive Schutzmaßnahmen wie 
Lärmschutzwände und Lärmschutzwälle sind in Ein- 
zelfällen dann zugestanden worden, wenn der von 
dem Straßenverkehr ausgehende Lärm für die An- 
wohner unzumutbar ist. Die Kosten für diese Maß- 
nahmen werden ebenfalls durch die Baumittel ge- 
deckt. Hierfür erfolgt keine besondere Ausweisung 
im Bundesfernstraßenhaushalt, so daß auch in die- 
sem Falle eine Angabe der aufgewendeten bzw. auf- 
zuwendenden Mittel nicht möglich ist. 

Nach den bisherigen Erfahrungen betragen die 
Baukosten eines beidseitigen Lärmschutzwalles von 
etwa 5 m Höhe ohne Grunderwerb etwa 0,8 Mio 
DM/km, die Baukosten für beidseitig angeordnete, 
schallabsorbierende Wände etwa 1,6 Mio DM/km. 
Die normalen Streckenbaukosten einer Autobahn 
erhöhen sich dadurch um rd. 15 v. H., die einer 
Bundesstraße um rd. 35 v. H. 
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12. Welche Aufgaben werden auf den Bundes- 
straßenbau zukommen, wenn das vom Bundes- 
finanz- und Bundesverkehrsminister angekün- 
digte Streckenstillegungsprogramm der Bun- 
desbahn realisiert wird? 


Streckenstillegungen sind eine Folge erheblichen 
Verkehrsrückgangs auf der Schiene. Die zusätzliche 
Straßenbelastung aus der Verlagerung des rest- 
lichen Schienenverkehrs ist deshalb relativ gering 
und nur ein Bruchteil der übrigen täglichen Ver- 


kehrsmengen auf der Straße. So hat z. B. die Er- 
fahrung bei Verlagerung von Schienenreiseverkehr 
auf die Straße gezeigt, daß in der Regel nur 10 bis 
20 Busfahrten über den ganzen Tag verteilt zusätz- 
lich von der Straße aufzunehmen sind. Die Bundes- 
straßen sind in der Regel in einem solchen Zustand, 
daß sie den aus Stillegungen aufkommenden Ver- 
kehr ohne weiteres aufnehmen können. Sollte im 
Einzelfall ein Ausbau notwendig sein, werden Aus- 
bau und Stillegungstermine aufeinander abge- 
stimmt. 
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